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- Drucksache 1865 - 


In der Anfrage wird festgestcllt, daß die Ertragslage der landwirt- 
sdiaftlichen Betriebe mit einem Grünlandanteil von mehr als 60 v. H. 
erheblich ungünstiger als die anderer landwirtschaftlicher Betriebe 
ist. Bei den nichtbuchführenden Landwirten, deren Gewinn nach 
Durchschnittsätzen zu ermitteln ist, werde diesen Verhältnissen nicht 
Rechnung getragen. Bei diesen Betrieben werde ohne Unterschied, 
ob es sich um Grünlandbetriebe oder andere landwirtschaftliche 
Betriebe handelt, ‘/12 ües Einheitswerts als Reinertrag angesetzt. 

Die Anfragenden halten es deshalb für gerecht, bei Betrieben mit 
mehr als 60 v. H. Grünlandanteil 

a) V 18 des Einheits Werts als Reinertrag anzunehmen, 

b) für diese Betriebe einen zusätzlichen Freibetrag in Höhe von 
1000 DM jährlich zu gewähren. 

Sie richten an die Bundesregierung die Frage, ob diese bereit sei, 
auf dem Wege von Verwaltungsanordnungen oder durch Gesetzes- 
vorlage die beiden Vorschläge aufzugreifen. 

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu a) 

Der Gewinn eines nichtbuchführenden Landwirts wird nach der 
Verordnung über die Aufstellung Von Durchschnittsätzen für die 
Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft vom 2. Juni 
1949 - WiGBl. S. 95 - (VOL) errechnet. Der Einheitswert, der die 
Grundlage für diese Gewinnermittlung bildet, ist ein Ertragswert. 
Der Ertragslage der VOL-Land wirte ist also grundsätzlich schon im 
Einheitswert und damit auch bei der Gcwlnnermittlung nach Durch- 
schnittsätzen Rechnung getragen. Es besteht allerdings die Möglich- 
keit, daß der Einheitswert nicht in allen Fällen den tatsächlichen 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



betriebswirtschaftlichen Verhältnissen voll gerecht wird. Deshalb ist 
im § 8 Abs. 4 VOL vorgesehen, daß nach näherer Bestimmung 
der Obcrfirianzpräsidenten oder der entsprechenden oberen Finanz- 
behörden solche Betriebe von der Gewinnermittlung nach der VOL 
ausgenommen werden können, die bei der Einheitsbewertung zwar 
als landwirtschaftliche Betriebe behandelt worden sind, bei denen 
aber infolge ihrer betriebswirtschaftlichen Eigenart die Gewinncr- 
mittlung nach der VOL 2 »u offenbar unrichtigen Ergebnissen führen 
würde, z. B. die Gräserbetriebe in den Marschgebieten. 

In den Ländern Niedersachsen und Schleswig-Holstein wurde in 
letzter Zeit mit Zustimmung des Bundesministers der Finanzen von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Bei den VOL^Land wirten In 
den Marschgebieten hatte sich ergeben, daß die Einheitswerte im 
Verhältnis zu den Einheitswerten anderer Landwirte zu hoch fest- 
gesetzt worden sind. Es sind deshalb hier niedrigere Beträge der 
Gewinnermittlung zugrunde gelegt worden, als sie bei der Einheits- 
bewertung auf den 1. Januar 1935 festgestellt worden sind. 

Schon nach der jetzigen Rechtslage besteht also die Möglichkeit, der 
ungünstigeren Ertragslage bei bestimmten Gruppen von landwirt- 
schaftlichen Betrieben Rechnung zu tragen, so daß eine besondere 
Regelung, etwa im Sinne der Anfrage, nicht erforderlich ist. 

Wollte man einer grundsätzlichen Änderung des Grundbetrags nach 
der VOL für Betriebe mit mehr als 60 v. H. Grünlandanteil 
nähertreten, so müßte auch geprüft werden, ob der bisher für alle 
VOL-Landwirte anzusetzende Grundbetrag von des Einheitswerts 
noch den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. Der Durchschnitt- 
satzbestcuerung nach der VOL liegen noch die Elnheits werte von 
1935 zugrunde. Es ist deshalb mindestens unwahrscheinlich, daß der 
Grundbetrag den gegenwärtigen Ertragsverhältnissen noch genügend 
Rechnung trägt, obwohl er bereits im Jahre 1949 von auf V 12 
des Einheitswerts erhöht worden ist. Die Prüfung dieser Fragen 
sollte zu rück gestellt werden, bis der Bericht über die Ertragslage 
der Landwirtsdiaft auf Grund des § 3 des Landwirtschaftsgesetzes 
vom 5. September 1955 (BGBl. I S, 565) vorliegt. 

Zu b) 

Bei der Ermittlung des der Einkommensteuer zugrunde zu legenden 
Einkommens ist bei Betrieben der Gewinn maßgebend. Es wird 
also der Jeweiligen Ertragslage Rechnung getragen. Das gilt allgemein 
auch für die nach der VOL zu besteuernden nichtbuchführenden 
Landwirte und ist, wie sich aus den Ausführungen zu a) ergibt, 
nach besonderen Vorschriften der VOL auch für die in der Anfrage 
bezeichneten Grünlandbetriebe gewährleistet. Würde bei dieser 
Rechtslage den Grünlandbetriebcn noch ein zusätzlicher Freibetrag 
gewährt, so würde dies eine Begünstigung dieser Betriebe bedeuten, 
die nach dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung 
nicht gerechtfertigt wäre. Dabei ist besonders zu berücksichtigen, 
daß nach § 13 Abs. 3 EStG für nicht buchführende, nach der VOL 
zu besteuernde Land- und Forstwirte bereits eine besondere Be- 
günstigung in Form eines Freibetrags von 1000 DM besteht. Auch 
für diese Frage sollte der Bericht über die Ertragslage der Land- 
wirtschaft auf Grund des Landwirtschaftsgesetzes abgewartet werden. 

In Vertretung 
Hartmann 



